
Hinweise zum Einlegen von Rechtsmitteln bei der Stadt Mölln 

 

Widerspruch in elektronischer Form gegen einen Verwaltungsakt (Bescheid) einlegen 

Sie können Ihren Widerspruch schriftlich einlegen oder ihn direkt bei der Stadt Mölln zur 

Niederschrift mündlich vortragen. Daneben haben Sie zusätzlich die Möglichkeit, Ihren 

Widerspruch in elektronischer Form einzulegen. 

Bitte beachten Sie: Eine einfache E-Mail genügt den gesetzlichen Anforderungen an die 

elektronische Form nicht. 

Konkrete Möglichkeiten bei der Stadt Mölln 

Bei der Stadt Moelln haben Sie folgende Möglichkeiten, Ihren Widerspruch in elektronischer 

Form einzulegen: 

1. Möglichkeit: Elektronisches Dokument mit qualifizierter elektronischer Signatur 

Sie übersenden Ihren Widerspruch als elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten 

elektronischen Signatur versehen ist. Diese Signatur ist die elektronische Entsprechung zu 

Ihrer Unterschrift. Dabei ist die Signierung mit einem Pseudonym, das die Identifizierung der 

Person des Signaturschlüsselinhabers nicht unmittelbar durch die Stadt Heidelberg 

ermöglicht, nicht zulässig. 

Um eine Dokument derart zu signieren, benötigen Sie eine Signaturkarte, ein 

Signaturkartenlesegerät und die passende Signatursoftware. Die qualifizierte elektronische 

Signatur ist neben der Signaturkarte auch dank der Möglichkeit der Fernsignatur mobil und 

ohne weitere Hilfsmittel nutzbar. Nähere Informationen zu diesem Thema finden Sie auf den 

Internetseiten der Bundesnetzagentur.  

https://www.bundesnetzagentur.de/EVD/DE/Aktuelles/Meldungen/nutzer/SigAllgemein.ht

ml 

Ein elektronisches Dokument, das Ihren Widerspruch enthält und diesen technischen 

Vorgaben entspricht, können Sie an die E-Mail-Adresse:  

widerspruch@moelln.de senden.  

 

2. Möglichkeit: Elektronisches Dokument per De-Mail 

Sie übersenden Ihren Widerspruch als elektronisches Dokument mit der Versandart nach § 5 

Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes. Dies bedeutet, dass die De-Mail absenderbestätigt versandt 

werden muss. Dafür ist es nicht erforderlich, dass Sie das Dokument an sich – Ihren 

Widerspruch – mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen. 

Um ein Dokument per De-Mail zu versenden, benötigen Sie ein De-Mail-Postfach bei einem 

akkreditierten De-Mail-Diensteanbieter. Weitere Informationen erhalten Sie hier.  

https://www.cio.bund.de/Webs/CIO/DE/digitale-loesungen/digitale-verwaltung/de-mail/de-

mail-node.html 

Das elektronische Dokument, das Ihren Widerspruch enthält, können Sie der Stadt Mölln 

(ausschließlich) an folgende De-Mail-Adresse zukommen lassen:  

stadt@moelln.sh-kommunen.de-mail.de 
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Bitte beachten Sie: Um rechtswirksam Widerspruch einlegen zu können, muss Ihr De-Mail-

Postfach in der Lage sein, absenderbestätigte De-Mails zu verschicken. Bitte achten Sie darauf, 

diese Option beim Versand auszuwählen. 

Gesetzliche Grundlagen 

§ 36a Absatz 2 des Sozialgesetzbuches (SGB) Erstes Buch (I) hat folgenden Wortlaut: 

„(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas 

anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt werden. Der elektronischen Form genügt ein 

elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist. Die Signierung mit 

einem Pseudonym, das die Identifizierung der Person des Signaturschlüsselinhabers nicht unmittelbar durch die 

Behörde ermöglicht, ist nicht zulässig. Die Schriftform kann auch ersetzt werden 

1. durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen Formular, das von der Behörde in 

einem Eingabegerät oder über 

öffentlich zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird; 

2. bei Anträgen und Anzeigen durch Versendung eines elektronischen Dokuments an die Behörde mit der 

Versandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes; 

3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen Dokumenten der Behörden durch 

Versendung einer De-Mail-Nachricht nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes, bei der die Bestätigung 

des akkreditierten Diensteanbieters die erlassende Behörde als Nutzer des De-Mail-Kontos erkennen 

lässt; 

4. durch sonstige sichere Verfahren, die durch Rechtsverordnung der Bundesregierung mit Zustimmung 

des Bundesrates festgelegt werden, welche den Datenübermittler (Absender der Daten) authentifizieren 

und die Integrität des elektronisch übermittelten Datensatzes sowie die Barrierefreiheit gewährleisten; 

der IT-Planungsrat gibt Empfehlungen zu geeigneten Verfahren ab. 

In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 muss bei einer Eingabe über öffentlich zugängliche Netze ein sicherer 

Identitätsnachweis nach § 18 des Personalausweisgesetzes, nach § 12 des eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 

Absatz  5 des Aufenthaltsgesetzes erfolgen; in der Kommunikation zwischen dem Versicherten und seiner 

Krankenkasse kann die Identität auch mit der elektronischen Gesundheitskarte nach § 291 Absatz 2a des Fünften 

Buches elektronisch nachgewiesen werden.“ 

 

§ 52a Landesverwaltungsgesetzes (LVwG) hat folgenden Wortlaut: 

„(1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit die Empfängerin oder der Empfänger 

hierfür einen Zugang eröffnet. 

(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas 

anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt werden. Der elektronischen Form genügt ein 

elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist. Die Signierung mit 

einem Pseudonym, das die Identifizierung der Person des Signaturschlüsselinhabers nicht unmittelbar durch die 

Behörde ermöglicht, ist nicht zulässig. Die Schriftform kann auch ersetzt werden 

1.  durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen Formular, das von der Behörde in einem 

Eingabegerät oder über öffentlich zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird; 

2.  bei Anträgen und Anzeigen durch Versendung eines elektronischen Dokuments an die Behörde mit der 

Versandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 666), geändert durch 

Gesetz vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154); 

3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen Dokumenten der Behörden durch 

Versendung einer De-Mail-Nachricht nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes, bei der die Bestätigung des 

akkreditierten Dienstanbieters die erlassende Behörde als Nutzer des De-Mail-Kontos erkennen lässt; 

3 a. durch eine Übersendung an die Behörde oder von der Behörde über einen sicheren Übermittlungsweg im 

Sinne des § 55a Absatz 4 Nummer 2 bis Nummer 5 VwGO; 

4. durch sonstige sichere Verfahren, die durch Rechtsverordnung der Landesregierung festgelegt werden, welche 

den Datenübermittler (Absender der Daten) authentifizieren und die Integrität des elektronisch übermittelten 



Datensatzes sowie die Barrierefreiheit gewährleisten; der IT-Planungsrat gibt Empfehlungen zu geeigneten 

Verfahren ab. 

In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 muss bei einer Eingabe über öffentlich zugängliche Netze ein sicherer 

Identitätsnachweis nach § 18 des Personalausweisgesetzes vom 18. Juni 2009 (BGBl. I S. 1346), geändert durch 

Gesetz vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154), oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), geändert durch Gesetz vom 6. September 2013 

(BGBl. I S. 3556), erfolgen. 

(3) Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur Bearbeitung nicht geeignet, teilt sie 

dies der Absenderin oder dem Absender unter Angabe der für sie geltenden technischen Rahmenbedingungen 

unverzüglich mit. Macht eine Empfängerin oder ein Empfänger geltend, sie oder er könne das von der Behörde 

übermittelte elektronische Dokument nicht bearbeiten, hat sie es ihr oder ihm erneut in einem geeigneten 

elektronischen Format oder als Schriftstück zu übermitteln. 

(4) Soweit der zuständigen Behörde ein Antrag in elektronischer Form übermittelt wurde, kann sie erforderliche 

Mehrfertigungen sowie die Übermittlung der dem Antrag beizufügenden Unterlagen auch in Papierform 

verlangen. 

(5) Wird ein Verwaltungsverfahren elektronisch durchgeführt, können die vorzulegenden Nachweise 

elektronisch eingereicht werden, es sei denn, dass durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist oder die 

Behörde für bestimmte Verfahren oder im Einzelfall die Vorlage eines papierbasierten Originals verlangt. Die 

Behörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, welche Art der elektronischen Einreichung zur Ermittlung 

des Sachverhaltes zulässig ist. 

(6) Die zuständige Behörde kann erforderliche Nachweise, die von einer deutschen öffentlichen Stelle stammen, 

mit der Einwilligung des Verfahrensbeteiligten direkt bei der ausstellenden öffentlichen Stelle elektronisch 

einholen. Zu diesem Zweck dürfen die anfordernde Behörde und die abgebende öffentliche Stelle die 

erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeiten. 

(7) Die Anforderungen an die Einwilligung nach Absatz 6 richten sich nach Artikel 7 der Verordnung (EU) 

2016/6792. 

(8) Die elektronische Kommunikation erfolgt unter Verwendung eines dem Stand der Technik entsprechenden 

und der Schutzbedürftigkeit der Kommunikation angemessenen Verschlüsselungsverfahrens.“ 

 

 

 

 

 

 


